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36     
1/2015-Sch 

 
 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t  
 
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates  
der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
 
 
Tag und Zeit:        Donnerstag, 12. Februar 2015 
   
Tagungsort:         Rathaus         
 
Beginn:           19.00 Uhr 
 
 
 

A n w e s e n d e : 
 
 

ÖVP-Fraktion: 
 
       1. Bürgermeister    Mag. Johann Reiter als Vorsitzender 

  2. Vizebgm.     Johann Schachl 
  3. GV.        Dr. Oskar Vogel 
  4. GR.        Stefan Gaisbichler 
  5. GV.        Klaudia Haberl 
  6. GR.        Friedrich Seiringer-Gaubinger 
  7. GR.        Mag. Bernhard Roither 
  8. EG.        Matthias Kreuzer  
  9. EG.        Franz Emeder 
10. GR.        Franz Huber 
11. GR.        Franz Bauer  
12. GR.        Jakob Moser 
13. GR.        Ing. Harald Mayrhofer 
14.  GR.        Dr. Renate Geist-Krojer 

 
   

SPÖ-Fraktion: 
 
    15.  Vizebgm.     Mario Weichselbaumer 

16.  EG.        Oskar Resch 
 17.  GR.         Gerald Mayrhofer 

18.  GR.        Herbert Kritzinger 
19.  GR.        Roswitha Mohr 

  20.  GR.        Günther Kasper 
21.  GR.        Rudolf Stockinger 

 22.  EG.        Jürgen Pürstinger 
 23. GR.        Michaela Schuster 

24. EG.         Ernst Petkowitsch 
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FPÖ-Fraktion: 
 

25.  GR.         Ing. Heinz Hackl 
26.  EG.         Siegfried Schmuck 
27.  EG.        Walter Liehmann 
28.  GV.         Rudolf Hemetsberger 
29.  GR.         Dipl.-Ing. Josef Hoyer 

 
GRÜNE-Fraktion: 

 
 30. EG.        Ursula Kölblinger 

31. GR.        Claudia Hauschildt-Buschberger  
 
 
Der Leiter des Gemeindeamtes:  Hans Schmidt 
 
 
 
Fragestunde 
 
3 Zuhörer – keine Anfragen 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 
 
a)  die Sitzung von ihm einberufen wurde 
 
b)  die Sitzung im Sitzungsplan enthalten ist und die Verständigung hierzu an alle Mitglieder bzw. 

Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  
 
c)  die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 4.2.2015 öffentlich kundgemacht 

wurde;  
 
d)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist;  
 
e)  die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 11.12.2014 bis zur heutigen Sitzung 

während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur 
Einsicht noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss 
Einwendungen eingebracht werden können.  

 
f)  Als Schriftführer für die Sitzung wird Amtsleiter Hans Schmidt bestimmt. 
 
 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt:  
 
Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionen folgende 
Gemeinderatsmitglieder bekannt gegeben: 
 
 Für die ÖVP-Fraktion:      GV. Dr. Oskar Vogel          
  

Für die SPÖ-Fraktion:      Vizebgm. Mario Weichselbaumer               
 
 Für die FPÖ-Fraktion:       GV. Rudolf Hemetsberger 
 
 Für die GRÜNE-Fraktion:     GR. Claudia Hauschildt-Buschberger      
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T a g e s o r d n u n g 

 
 
Berichte des Bürgermeisters 
 
 
a) Kanal BA 15 Gerlham:  
 

- erste  Bauarbeiten wurden seit KW 4 (Erdarbeiten am Lagerplatz, usw.) bereits begonnen, 
und witterungsbedingt erst in der KW 7 fortgesetzt in Litzlberg vom Anschluss an den 
Sammelkanal in der Tostmannstraße  strangaufwärts Richtung Gerlham.  

 
- Leitungsträger: Im dortigen Feldweg (öff. Gut) befindliche Glasfaserkabel der Fa. Nöhmer 

wurden auf Kosten der Gemeinde umverlegt (€ 3.500.-). Die Anfrage der Fa. Nöhmer betr. 
kostenloser Mitverlegung von Glasfaserkabeln in den asfaltierten Straßen (vor allem im Ort 
Gerlham) wurde abgelehnt. Die Zustimmung wird nur erteilt, wenn ein entsprechender 
Kostenbeitrag wie bei den letzten Projekten (Straßensanierungen in Rosenau) geleistet wird. 

 
- Der vom Ziviltechnikbüro DLP Mitte Jänner vorgelegte Bauvertrag mit der Fa. Swietelsky 

wurde RA Haberl zur Prüfung übermittelt, der im Hinblick auf die Causa Felbermayr 
entsprechende Ergänzungen vorschlug. Diese wurden eingearbeitet und der Vertrag an 
Swietelsky am 23. Jänner übermittelt. Betr. Asfaltierungsarbeiten gab es am 12.2.15 noch ein 
Gespräch mit den Fraktionsobleuten. 

  
- Die örtliche Bevölkerung wird am Do. 26. Februar um 19.30 Uhr zu einem 

Informationsabend in den Rathaussaal eingeladen, bei der Bauleitung und Baufirma über 
den geplanten Bauablauf informieren wird und für Fragen zur Verfügung stehen. 

 
b) Infrastrukturkostenbeiträge. Die Gemeinde Seewalchen hat schon bisher bei Umwidmungen 

von Flächen, die noch nicht infrastrukturell aufgeschlossen waren, privatrechtliche 
Vereinbarungen zur Mitfinanzierung abgeschlossen (z.B. Loidl-Gründe in Buchberg, Liftinger-
Gründe in Steindorf, Ebetsberger-Gründe in Hainingerbach). Nunmehr wurden derartige 
Vereinbarungen im O.Ö. Raumordnungsgesetz normiert. Das Land O.Ö. weist immer stärker auf 
die Bestimmungen des § 18 ROG hin. Im Vorjahr wurde z.B. im Zusammenhang mit dem 
Umwidmungsverfahren Josef Dachs in Buchberg (Umwidmung des Tennisplatzes in vier 
Parzellen Bauland) von der Überörtlichen Raumordnung darauf verwiesen, und sogar 
Versagungsgründe mitgeteilt, die nur dadurch abgewendet werden konnten, dass die 
Widmungswerber die Kosten für Kanalisierung und Zufahrt zur Erschließung der geplanten vier 
Bauparzellen tragen.  

 
Für die im § 16 ROG normierten Infrastrukturkostenbeiträge, die bei Baulandwidmungen von den 
Widmungswerbern auf Basis von privatrechtlichen Vereinbarungen vorgeschrieben werden, sollte 
in absehbarer Zeit ein entsprechendes Modell mit Richtlinien usw. erarbeitet werden. Im 
Bauausschuss wurde mehrmals darüber kurz beraten, und zuletzt auch eine Projektarbeit mit 
verschiedenen Modellen aus anderen Gemeinden an die Bauausschussmitglieder und 
Fraktionsobleute versendet. Dzt. sind bei uns zwei Umwidmungsverfahren im Laufen, bei denen 
teils umfangreiche infrastrukturelle Maßnahmen zur Erschließung der geplanten neuen 
Baulandflächen notwendig sind (Kemptner, Steindorf-Kematingerstraße; Nöhmer/Draschwandtner 
/ Alt-Steindorf). Vor der endgültigen Beschlussfassung sind bezügl. Infrastrukturkostenbeitrag 
entsprechende Festlegungen und Vereinbarungen zu treffen, bzw. widrigenfalls die 
Widmungsverfahren vorerst auszusetzen. Der Gemeindevorstand legte fest, dass ein Vorschlag 
seitens des Amtes ausgearbeitet wird. Nach Beratung im Bauausschuss sollte in der GRS im April 
ein entsprechender Beschluss gefasst werden. 

 
c) Umbauten Kreuzung Brucknerstraße-Steindorferstraße: Die Arbeiten an der Lärmschutzwand 

Holzinger mit Gehsteig und Schutzweg Richtung Müller sowie zwischen Billa und Apotheke sind 
bis auf die Bodenmarkierungen fertiggestellt. Auftrag Firma EW-Bau: € 51.798,17, 
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Schlussrechnung EW-Bau: € 45.755,97 inkl. Kostenanteil der Gemeinde für den „neuen“ 
Schutzweg Billa/Apotheke (€ 2.747.-). Die Hauptkosten für den Schutzweg Billa-Apotheke wurden 
mit je € 3.720,00 von Billa und Rosenwind-Apotheke übernommen.  

 
d) Causa Sailer. Noch keine Entscheidung des LVWG vorliegend. Mittlerweile wurde von Herrn 

Sailer (Planverfasser Baum. Schönleitner) nun doch um Erteilung einer Baubewilligung für die 
bereits erfolgten („strittigen“) Abänderungen am Keller und für die Errichtung einer Außentreppe 
angesucht. Die Einreichplanung wird dzt. vorgeprüft (Bauverhandlung notwendig). 

 
e) Pfahlbau. Das im Hinblick auf die LA 2020 für Frühjahr 2015 geplante Forschungsprojekt im 

Bereich der Pfahlbaustation „Seewalchen I“ im Bereich der neuen Steganlage und der 
Sprungturmgrube wird erst im Herbst 2015 durchgeführt. Im Frühjahr wird es zur Vorbereitung 
darauf eine mehrtägige Sondierung mit Taucharchäologen geben.  

 
f) Kosten Rechtsberatung. RA Dr. Andreas Haberl teilte mit, dass die Causa Dachs-Kurz 

(Einräumung eines Vorkaufsrechts für Teile des Grundstücks 261 et.al. in Buchberg (Eigentümer: 
Marktgemeinde Seewalchen) mit der grundbücherlichen Einverleibung abgeschlossen ist, und 
dass er für seine Leistungen im Zeitraum August 2013 bis April 2014 kein Honorar verrechnen 
wird. Weiters teilte RA Haberl mit, dass die Causa Illuscope Digital Solutions („widerrechtliche 
Verwendung eines Fotos im Internet“) nach erfolgreicher Abwehr der neuerlichen Forderung 
(behauptete Vertragsverletzung, weil das streitgegenständliche Foto nach wie vor im Internet 
sichtbar sei, was aber bei Anklicken der übermittelten URL nicht feststellbar war) nunmehr 
abgeschlossen ist, und der Akt ohne weitere Kostenbelastung für die Gemeinde abgezeichnet 
wurde. 

 
g) Neue Arztordination in Planung: Frau Dr. Elke Gierlinger (geb. Plöderl) und Frau Dr. Ursula 

Salletmayer planen die Einrichtung einer Gemeinschaftsordination für Frauen- und 
Kinderheilkunde in den Räumlichkeiten des ehem. Friseursalons Hemetsberger in der 
Hauptstraße 13. Die Ordination soll ab Juli 2015 in Betrieb gehen. 

 
h) Tanklöschfahrzeug FF Kemating: Lt. dzt. Beschlusslage und lt. Mittelfristigem Finanzplan wird 

für die FF Kemating im Jahr 2016 ein neues Kleinlöschfahrzeug KLF angekauft. Mit Schreiben 
vom 24. November 2014 informierte die FF Kemating die Gemeinde, dass sich die FFK jedoch 
schon seit Längerem um ein gebrauchtes Tanklöschfahrzeug umsehe, und ein 25 Jahre altes TLF 
von der FF Dechantskirchen in der Steiermark ins Auge gefasst wurde. In diesem Schreiben 
wurde auch um Gewährung eines Zuschusses der Gemeinde in Höhe von € 15.000.- angesucht. 
Mit dem Bürgermeister wurde vereinbart, vor einem Ankauf den für Mitte Jänner terminisierten 
„Feuerwehr-Gipfel“ abzuwarten. Ohne weitere Information und Herstellung des Einvernehmens 
mit der Gemeinde, und entgegen den Empfehlungen von LFK und Abschnittskommando, wurde 
jedoch kurz vor Weihnachten der Ankauf getätigt (Kaufpreis: € 29.750.-). Mit Schreiben vom 
21.1.2015 hat die FF Kemating das Ansuchen um Gewährung eines Gemeindebeitrags nunmehr 
zurückgezogen. (Hinweis: die FF Steindorf hat den Ankauf eines gebrauchten TLF im Jahr 1994 
auch zur Gänze selbst finanziert: ATS 230.000.-). 

 
i) Eisstockmarktmeisterschaft. Bei der Eisstock-MMS am 25.Jänner in der REVA Halle konnte 

Vorjahressieger Gruber Rudi (Gruber Rudolf, Günther Pedrotti, Reinhard Eitzinger, Peter Kroiß) 
den Titel erfolgreich verteidigen. 

 
j) Landwirtschaftskammerwahl. Bei der LWK-Wahl am 25. Jänner gab es folgendes Ergebnis: 

Bauernbund 130 Stimmen (75,14%, +3,14%), SPÖ-Bauern 6 Stimmen (3,47%, -9,1%), Unabh. 
Bauernverband 18 Stimmen (10,4%, +2,4%), Freiheitliche Bauernschaft 13 Stimmen (7,51%, 
+2,37%), Grüne Bäuerinnen und Bauern 6 Stimmen (3,47%, +1,18%). Die Wahlbeteiligung lag bei 
44,42%. 

 
k) Adventfensteraktion 2014. Bei der 10. Sozial-caritativen Adventfensteraktion des Siedlervereins 

Seewalchen wurde bei insgesamt 17 Veranstaltungen und durch zahlreiche weitere Spenden ein 
Rekordergebnis in Höhe von red. € 19.554.- erzielt. Die Spendenübergabefeier fand am 20. 
Jänner im Rathaussaal statt. Spenden gingen an zwei Familien aus Lenzing und Schörfling mit 
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krebskranken Kindern, an das Therapiezentrum „Kumplgut“ und an die 
Heizkostenzuschussempfänger in Seewalchen. 

 
l) Landeszuschüsse für Straßenbau. Mit Schreiben vom 21. Jänner 2015 teilt LHStv. Hiesl mit, 

dass für die Jahre 2015-2017 Landeszuschüsse für den Gemeindestraßenbau in Höhe von 
jährlich € 50.000.- für ein durchschnittliches jährliches Investitionsvolumen von € 300.000.- 
gewährt werden. 

 
m) Vorsprache bei LR Hiegelsberger. Beim Gesprächstermin mit Gemeinde-Landesrat Max 

Hiegelsberger am 2. Februar gab es ein sehr erfreuliches Ergebnis. Für praktisch alle 
angesprochenen Themen (Mittelfristiger Projekt- und Finanzplan) gab es Zusagen. 
Schulsportplatz – förderbare Kosten werden dzt. von der Bildungsdirektion geprüft, 
Mitfinanzierung durch BZ o.k. Strandbadsanierung – förderbare Kosten mind. 30.000.- 
anerkannt, Prüfung der weiteren Kosten läuft noch. Straßenbauprogramm – für die Jahre 2016 
bis 2018 jährlich 40.000.- BZ. Kultursaalsanierung (Lift, Behinderten-EC) € 50.000.- BZ in 
Vormerkung. Generalsanierung LMS – Baubeginn 2016, je nach Ergebnis des 
Kostendämpfungsverfahren bis zu jeweils € 50.000.- BZ in den Jahren 2016 bis 2018. KLF FF 
Kemating – lt. Mitteilung des LFK (LFI Kraml) erfolgt der Ankauf eines neuen KLF erst im Jahr 
2017. Ausgehend von Normkosten in Höhe von ca. 100.000.- gibt es eine Drittelfinanzierung (je 
1/3 LFK, BZ, Gemeinde. Kostenbeitrag der FF für Ausstattung usw.). Kommunaltraktor – bei 
Anschaffung im Jahr 2016 50% der Kosten bei Kauf über BBG, Höchstgrenze des Kaufpreises 
150.000.-. Umbau FF Haus Steindorf – Baubeginn 2017 möglich, Finanzierungsbeginn 2018, 
Ausfinanzierung 2019. Vorfinanzierung durch Gemeinde o.k. Bei Baukosten von rd. 500.000.- 
muss Feuerwehr mind. 50.000.- Eigenleistungen erbringen. 250.000.- BZ in zwei Tranchen 2018 
und 2019 in Aussicht gestellt, Eigenmittel der Gemeinde rd. € 200.000.-. VS-Neubau – Vorhaben 
ist für 2017 eingetaktet. Voraussichtlich 70% Förderung. Finanzierungsplan auf 5 Jahre. Bei 
Schätzkosten von rd. 6,2 Millionen ergibt das eine Fördersumme in Höhe von rd. 3,72 Millionen, 
Eigenmittel der Gemeinde rd. 2,48 Millionen aus Rücklagen, OHH-Beiträgen (??) und Darlehen. 
Darlehensaufnahme o.k.  

 
n) Bebauungsplan Sandberg. Im BB-Plan-Änderungsverfahren für den geplanten Umbau des 

Hotels Attersee liegt eine positive Stellungnahme des Naturschutzes vor. Seitens der 
Eigentümer Weilhartner/Wimmer wurde mitgeteilt, dass der Betrieb im Hotel Attersee im April mit 
den Pächtern Martin und Sabine Conti aus Seewalchen-Neubrunn (Betreiber des Golfrestaurants 
Avocado in Weyregg) wieder aufgenommen wird. 

 
o) Straßensperre. Zur Herstellung eines Kanalanschlusses für die vor Kurzem als Bauland neu 

gewidmete Parzelle von Altmann (nunmehr Autengruber) muss die Reichersbergerstraße im 
Bereich der Baustelle (Bereich der Liegenschaften Friseur Cassuhn, Schneider Thomas) 
zeitweilig gesperrt werden. Die Tiefbauarbeiten sollen in Abhängigkeit von der Wetterlage ab 
Februar erfolgen, die Asfaltierungsarbeiten bis spätestens 26. Juni.  

 
p) Marktschimeisterschaften. Bei den diesjährigen Schi-MS am 8. Februar am Hochlecken holten 

sich Andrea Moravec aus Buchberg bei den Damen und Wolfgang Gauges aus Haining bei den 
Herren die Marktmeistertitel. 63 Teilnehmer gingen an den Start (Riesentorlauf).  

 
q) LEADER-Förderung. Für das aus EU-Mitteln geförderte Projekt Steganlage Seewalchen wurden 

der Marktgemeinde Seewalchen auf Basis der vorgelegten Endabrechnung Fördermittel in Höhe 
von € 108.292.- zugesprochen. Die Überweisung durch das zuständige Lebensministerium (AMA) 
wird im Frühjahr erfolgen. 

 
r) LR Entholzer teilt mit, dass aus seinem Ressort eine Förderung für das Jugendtaxi im Jahr 

2014 in Höhe von € 1.425.- gewährt wird. 
 

s) Die schriftliche Vorlage des „Allfälligen“ aus dem Protokoll der GRS im Dezember entfällt, da es 
sich bei den Wortmeldungen um Feststellungen, Weihnachtswünsche und Informationen u.dgl.  
handelt. 
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Dringlichkeitsantrag Nr. 1 
 
Der Vorsitzende stellt gemäß § 46 Abs. 3 der o.ö.Gemeindeordnung 1990 den Dringlichkeitsantrag, 
folgenden Punkt auf die Tagesordnung der heute stattfindenden Gemeinderatssitzung zu nehmen. 
 
Sanierung NMS 
Außen- bzw. Schulhofgestaltung; Planungsauftrag 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
1.  Budget 

Aufnahme eines Darlehens zur Kanalbaufinanzierung (BA 15) 
 
Bgm. Reiter: 
Mit dem Kanalbauabschnitt 15 (Gerlham) wird heuer das letzte große Kanalbauvorhaben der 
Gemeinde gestartet. Die geschätzten Kosten dafür betragen lt. beschlossenem Finanzierungsplan     
€ 1,550.000,00. Die dafür vorgesehene Darlehensaufnahme umfasst eine Höhe von € 1,150.000,00. 
Darüberhinaus muss in den Jahren 2015 – 2017 für das gesamte Gemeindegebiet ein digitaler 
Kanalkataster erstellt werden. Die geschätzten Kosten dafür betragen rd. € 300.000,00 . € 150.000,00 
werden davon mittels Darlehen finanziert.  
 
Daraus ergibt sich eine erforderliche Gesamtdarlehenssumme in Höhe von € 1,300.000,00. Zu 
diesem Zweck wurde die Darlehensaufnahme mit dem Ersuchen öffentlich ausgeschrieben, eine 
variable wie auch eine Fixzinsvariante anzubieten. Bei dieser Ausschreibung sind insgesamt 4 
Angebote eingelangt. Angeboten haben die Bank Austria, die Hypo Niederösterreich, die Volksbank 
Vöcklabruck-Gmunden sowie die Raiffeisenbank Attersee-Nord. Bei der Anbotsöffnung waren der 
Bürgermeister, Fraktionsvertreter und Manfred Binder anwesend. Das Ergebnis der Ausschreibung ist 
dem im Akt befindlichen Angebots-spiegel zu entnehmen. Als Bestbieter ist sowohl bei der variablen 
Verzinsung mit Bindung an den 6-Mo-Euribor als auch bei der Fixzinsvariante die Bank Austria 
hervorgegangen. Bei der im Anschluss an die Angebotseröffnung durchgeführten eingehenden 
Beratung des Ausschreibungsergebnisses kamen die anwesenden Fraktionsvertreter überein,  dem 
Gemeinderat ein Darlehen mit variabler Verzinsung vorzuschlagen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

das Darlehen zur Finanzierung des Kanal BA 15 Gerlham in Höhe von € 1,300.000,- mit der 
variablen Verzinsungsvariante und einem Aufschlag von 0,66% - Punkte auf den 6-Monate-
Euribor an die Bank Austria lt. Angebot vom 29.1.2015 zu vergeben und die vorliegende 
Annahmeerklärung zu beschließen. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
2.  LAST FF Seewalchen 
  Kostenzuschuss für die Reparatur des beim Unfall beschädigten LAST-Fahrzeugs 
 
Bgm. Reiter: 
Bei einem Verkehrsunfall im Herbst 2014 des LAST-Feuerwehrfahrzeugs der FF Seewalchen wurden 
nicht nur zwei Feuerwehrkameraden verletzt (der Fahrer leicht, der Beifahrer schwer), sondern auch 
das LAST-Fahrzeug schwer beschädigt. Bei einer Vorsprache des FFS-Kommandos beim 
Bürgermeister Ende November wurde vereinbart, die Entscheidung über eine Reparatur des 
Fahrzeugs vorerst zurückzustellen, bis eine vertretbare Finanzierung gefunden wird. Parallel dazu 
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sollte seitens der FFS geprüft werden, ob statt der Reparatur ein Ankauf eines gebrauchten LAST 
möglich wäre.  
Die Reparaturkosten belaufen sich auf rd. 55.000.- Euro. Die Suche nach einem gebrauchten 
Ersatzfahrzeug war nicht erfolgreich. In der GV-Sitzung am 27. Jänner wurde die Angelegenheit inkl. 
Finanzierung intensiv diskutiert und über einen  Vorschlag für einen vertretbaren Gemeindebeitrag zu 
den Reparaturkosten beraten. Bei einem Gespräch zwischen FF Kommando und Bürgermeister 
wurde folgender Finanzierungsvorschlag einvernehmlich festgelegt. FFS 20.000.-, Gemeinde 
20.000.-, Sponsoren usw. 15.000.-. Für den Gemeindebeitrag ist ein Gemeinderatsbeschluss 
erforderlich. Sponsorgeld in Höhe von € 12.000.- ist bereits zugesagt. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

für die Reparatur des unfallbeschädigten LAST-Fahrzeugs der FF Seewalchen einen 
Gemeindebeitrag in Höhe von € 20.000.- bereitzustellen und aus der ÖKK-Rücklage zu 
bedecken. 

 
GR. Hackl fügt an, dass nachdem bei der Feuerwehr es sich ja um eine reine freiwillige Tätigkeit 
handle, die Ausrüstung immer kostspieliger werde – sprich Tankwägen, Sonderfahrzeuge – ob man 
als Gemeinde nicht Überlegungen anstreben solle irgendeinen Haftungsverbund innerhalb der 
Gemeinden, des Bezirkes oder auch Einen innerhalb der freiwilligen Feuerwehren des Bezirkes zu 
gründen, der mit einem jährlichen Kostenbeitrag gespeist werde, um solche Unfälle – die hoffentlich 
lange nicht mehr kommen werden, aber leider nicht auszuschließen seien – damit abzudecken. Sein 
Vorschlag sei, dass sich der Finanzausschuss einmal mit dem Thema beschäftige, weil die Mitglieder 
der Freiwilligen Feuerwehr bzw. alle die sich in die Freiwilligkeit begeben, auch das Recht einer 
Absicherung für diese Tätigkeit haben. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
3.  Pacht 

Neuverpachtung des Strandbadbuffets 
 
Bgm. Reiter: 
Die bisherigen Pächter des Standbades haben im vergangenen Herbst den Strandbadbuffet-vertrag 
gekündigt.  Bei der daraufhin durchgeführten Neuausschreibung des Badebuffets haben sich 
innerhalb der Bewerbungsfrist drei Interessenten beworben. Es waren dies Herr Patrik Leopoldseder 
aus Linz, Herr Mario Hübel aus Krengelbach und Frau Bernadette Stöckl aus Vöcklabruck. Bei dem 
am 19. Jänner 2015 durchgeführten Hearing im AK – Finanzen wurde folgende Reihung der 
Bewerber/innen vorgenommen: 
 
1. Mario Hübel, Krenglbach 
2. Bernadette Stöckl, Vöcklabruck 
3. Patrik Leopoldseder, Linz 
 
Daraufhin wurden mit Herrn Hübel Vertragsverhandlungen geführt und zu einem positiven Abschluss 
gebracht (Der neue Vertrag wurde in Abstimmung mit dem Rechtsvertreter der Gemeinde erstellt).  
 
Die Eckdaten des Vertrages: 
Laufzeit:  5 Jahre 
Pacht:  fix  - € 7.000,- besucherabhängig -  15 Cent je Besucher über 20.000 pro Saison 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einhelligen Empfehlung im AK – Fin den vorliegenden Pachtvertrag mit dem 
Erstgereihten Herrn Mario Hübel abzuschließen. 
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GV. Hemetsberger hoffe, dass man hier einen guten Mann habe. Er habe einen guten Eindruck bei 
der Vorstellung hinterlassen. Er sei ein Profi, welcher 25 oder 30 Jahre im Gewerbe sei und man 
könne nur das Beste hoffen. Die angemessene Pacht sei zu vertreten und alles was über 20000 
Besucher pro Jahr gehe – die 15 Cent pro verkaufter Karte – auch da können man noch mit ca. € 
1.000,00 bis 1.500,00 rechnen. Dies würde passen. Man werde zustimmen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
4.  „Saison-Kinderbetreuungseinrichtung“ 

Durchführen eines Saisonkindergartens im Sommer 2015 (erste 4 Wochen der Schließzeit des 
Kindergartens) 

 
Bgm. Reiter: 
Der Sommerkindergarten wurde bereits drei mal durchgeführt und sehr gut angenommen.  Das 
Familienzentrum wurde mit der Abwicklung beauftragt und der Sommerkindergarten wurde im 2. 
Gruppenraum des Kindergartens Rosenau abgehalten. Der Kostenvoranschlag wurde bereits 
eingeholt und ergibt einen Abgang von € 1.700,-- 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

im Sommer 2015 (erste 4 Wochen der Schließzeit des Kindergartens)eine „Saison-
Kinderbetreuungseinrichtung“ unter folgenden Bedingungen  im Kindergarten Rosenau 
durchzuführen: 
 Einhebung eines Unkostenbeitrages für Essen und Bastelbedarf in Höhe von  
    € 28,-- wöchentlich    
 Berufstätigkeit der Eltern bzw. Erziehungsberechtigten 
 Besuch eines Kindergartens im vorangehenden Kindergartenjahr (mindestens 6 

Monate)  
 Keinen Bustransport 
 das Familienzentrum der Oö Kinderfreunde mit der Durchführung der  
    „Saison-Kinderbetreuungseinrichtung“ zu beauftragen. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
5.  Sommerhort 
  Durchführung eines Sommerhortes 
 
Bgm. Reiter: 
Der Sommerhort ist in den letzten Jahren sehr gut angekommen. Das Angebot vom Verein der oö. 
Familienzentren liegt vor. Laut Kostenvoranschlag ergibt sich ein Abgang von € 2.800,-- bei 
maximaler Belegung mit 18 Kindern. Nun sollte man mit der Bedarfserhebung und Bekanntmachung 
in den Medien beginnen. Es müssten mindestens 15 Anmeldungen vorliegen. Als Elternbeitrag soll 
ein Fixbetrag von € 101,50 eingehoben werden. Das Essen kann um € 2,70 inkl. MwSt.  vom APH 
Lenzing bezogen werden. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

in der Zeit von 10.8. bis 4.9.2015 einen Sommerhort anzubieten und den Verein der 
Öö.Familienzentren damit zu beauftragen. 

  
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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6.  ABA Seewalchen, BA 15 Gerlham 
  Änderung des Bauumfanges bzw. der Kanalführung  
 
Bgm. Reiter: 
Von DI. Irrgeher wurde das Projekt ABA Gerlham ausgearbeitet. Die Bauleitung wurde an DI 
Dienesch vergeben. Im Zuge der Trassenbegehung (Bauleitung, Baufirma, Grundanrainer) und der 
ersten Besprechungen betr. Situierung der Haus- bzw. Grundstücksanschlüsse wurden folgende 
Projektadaptierungen vorgeschlagen (Trassenänderung im Bereich Baumgartinger-Gründe, 
Trassenverlängerung im Bereich Haus Polli, ehem. Pension Bellevue).  
 
• Im Bereich der Liegenschaften Kiener-Scholz-Palm-Laminger-Baumgartinger würde sich eine 

Trassenänderung anbieten, die lt. Kostenschätzung von DI. Dienesch eine Kosteneinsparung für 
die Gemeinde in Höhe von ca. € 4.500,00 netto ergeben würde. Das grundsätzliche 
Einvernehmen mit dem betroffenen Grundeigentümer, Herrn Hannes Baumgartinger,  wurde 
bereits hergestellt, die schriftliche Zustimmung wird noch eingeholt.  
 

• Ursprünglich war nicht vorgesehen die Liegenschaft Polli, ehemals Pension Bellevue, Grubhofer, 
an das Kanalnetz anzuschließen. Nunmehr soll das Objekt „Gerlham 24“ jedoch angeschlossen 
werden, weil im Zuge bzw. im Anschluss an die Kanalisierungsarbeiten auch die „Starzbauern-
Straße“ asphaltiert und spätere Aufgrabungen für eine nachträgliche Kanalisierung vermieden 
werden sollen. Die schriftliche Einwilligung der Grundstückseigentümer, über deren Grundstücke 
der Kanal gelegt werden müsste (Peitbuchner und Ebetsberger), liegt vor.  Die geschätzten 
Kosten für den Anschluss belaufen sich auf € 9.300,00 (etwas höher als ursprünglich 
angenommen, da der geplante Grundstücksanschluss im südwestlichen Grundstücksbereich 
durch die Steinmauer nicht möglich ist, und bis zur Hauseinfahrt gegraben werden muss). Die 
Anschlussgebühr  beträgt voraussichtlich  € 8.300,00.  

 
Die Energie AG war gestern Mittag auf der Baustelle und hat den Bau eingestellt, weil mit dem 
vorgesehenen Verbau für eine Künettentiefe von rd. 5,3 - 6,5 m der Abstand zur Freileitung beim Ein- 
und Ausbauen des Verbaues nicht eingehalten werden kann. Es besteht die Gefahr des 
Überspringens. 
 
Lt. Energie AG gibt es nur folgende Variante: 
Die Baufirma stellt den Bau ein, die Energie AG organisiert ein Stromaggregat, nimmt die Leitung 
außer Betrieb und speist an einem anderen Ort den Strom wieder in die Leitung ein. Dies kann aber 
erst in frühestens 14 Tagen erfolgen. Die Kosten betragen € 2.000,- pro Tag, mind. 7 Tage wird die 
Bauzeit für den kritischen Bereich dauern, somit entstehen Mehrkosten von mind. € 14.000,-. 
 
Lt. Baufirma gibt es eine andere Variante auch und zwar: 
Die Baufirma macht einen Voraushub ohne Pölzung und baut dann mit einer Künette weiter. Dies hat 
zur Folge, dass wir einen Mehraushub von  rd. 8 m³/m bzw. insgesamt von rd. 560 m³ haben werden, 
auch die Fläche für den Humusabtrag wird um rd. 350 m² größer. Diese Mehrkosten betragen rd. € 
4.500,-  lt. Swietelsky. (Die größere Fläche für Flurschadenabgeltung ist eingerechnet). 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
folgende Trassenänderungen bzw. –erweiterungen beim Kanal BA 15 Gerlham durchzuführen. 
 

1. Trassenänderung im Bereich der Liegenschaften Kiener-Scholz-Palm-Laminger-
 Baumgartinger  
 
2. Herstellung eines Kanalhausanschlusses für das Grundstück mit der Nr. 924/6, KG. 
 Litzlberg (Polli) 
 

Der Bürgermeister stellt den Zusatzantrag, 
die Mehrkosten in Höhe von ca. € 4.500,- für den Mehraushub von  insgesamt rd. 560 m³, 
incl. Flurschadenabgeltung zur Kenntnis zu nehmen.  
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GR. Hoyer merkt an, dass wieder jener Punkt eingetreten sei, den er schon mehrmals angesprochen 
habe, nämlich dass in einer Ausschreibung der Umfang der Vertragsleistung genau zu deklarieren 
sei. Es sei vollkommen klar, dass man einen Künettenaushub von über 5 m oder 6 m machen müsse. 
Dass dieser Verbau – wie auch immer ob Spundwand oder Großflächenverbau, wie er auch hier 
eingesetzt werde – oben eine Höhe brauche sei klar. Er habe den wasserrechtlichen 
Bewilligungsbescheid noch nicht gesehen, aber er gehe davon aus, dass die Energie AG sehr wohl 
erkannt habe, dass hier ein Punkt drinnen sei, mit eben den Abstandbestimmungen die normal 
gelten. Das heiße, dass in der Ausschreibung von Haus aus für die diese Position eine 
Erschwernisposition hineingehört hätte und gegebenenfalls ein Voraushub, der durchaus in anderen 
Bereichen bei großen Aushuben möglich sei. Dies sei leider wieder nicht erfolgt. Sei abermaliges, zig-
maliges Ersuchen dass bei Ausschreibungen der Umfang der Vertragsleistungen fixiert werde, sei 
auch diesmal leider nicht erfolgt.  
Wie bereits vom Bürgermeister angeführt worden sei, handle es sich bei der Trassenänderung um 
eine Änderung. Diese Änderung sei nach dem Wasserrecht eine wesentliche Änderung, daher würde 
er unbedingt empfehlen diesen geänderten Plan der Wasserrechtsbehörde mit dem Ersuchen um 
Zustimmung zu übermitteln, sonst könne es hier einmal Ärger geben wenn man die nachträgliche 
Bewilligung brauche. Wenn man das vorher mache sei dies somit gedeckt. Das heiße, dass dies erst 
dann in Auftrag gegeben werde solle – dies sei eine Formsache -, wenn die Wasserrechtsbehörde 
dieser Änderung zugestimmt habe. Die Änderung Richtung Polli sei sinnvoll, denn dann sei der Kanal 
für diese entfernte Liegenschaft erledigt. 
 
Der Bürgermeister fügt hinzu, dass das Procedere  für derartige Änderungen bekannt sei, und 
Bauleitung und Gemeinde mit Behörde und Förderstelle entsprechendes Einvernehmen herstellen 
werden.  
 
AL. Schmidt merkt an, dass in der Ausschreibung nicht berücksichtigt sei, dass man mit 
Spundwänden oder Großflächenverbau nicht arbeiten könne. Bei der Wasserrechtsverhandlung habe 
die Energie AG durch Abwesenheit geglänzt. Man habe eine Leitungsträgerbesprechung im Amt 
gemacht, wer sei nicht gekommen – die Energie AG. Die Firma Swietelsky habe am 21.1.2015 die 
Anzeige bei der Energie AG gemacht und gestern haben sich die Herrschaften einmal bemüht, auf 
die Baustelle zu kommen und haben diese sofort eingestellt. Es sei ein Fehler passiert, aber mit        
€ 4.000,00 bei diesem Bauansuchen sei man noch einmal mit einem blauen Auge davongekommen. 
Hätte man diesem Umstand bei der Ausschreibung berücksichtigt, wären diese Kosten gleich 
angefallen.  
Man werde die Änderung natürlich von der Wasserrechtsbehörde bewilligen lassen. Man habe sich 
vorgenommen, jede noch so kleine Änderung durch das zuständige Gremium sofort genehmigen zu 
lassen.  
 
Der Bürgermeister lässt über seine gestellten Anträge durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
7.  Betriebsgebiet 

Festlegung einer Bezeichnung für die Betriebsanlage der Firma Ensinger-Sintimid 
 
Bgm. Reiter: 
Das dzt. in Bau befindliche Betriebsgebäude der Fa. Ensinger-Sintimid muss rechtzeitig vor der 
Inbetriebnahme eine Objektbezeichnung / Hausnummer erhalten. Im Betriebsgebiet wurden bisher 
Konskriptionsnummer mit der Bezeichnung „Industriegebiet Nr. …“ verwendet. 
Von den Firmenvertretern wurde der persönliche Wunsch des Firmeninhabers geäußert, die Zufahrt 
zum neuen Betriebsareal als „Ensinger Straße“ zu bezeichnen.  
Der Gemeindevorstand hat das Anliegen in seiner Sitzung am 27. Jänner eingehend beraten. Eine 
Straßenbezeichnung soll demnach nicht erfolgen, weil damit auch die dort anliegenden Firmen am 
Weidinger-Areal (Postverteilerzentrum, Fa. Zaunteam), die Firma RAL (ehem. Marek) und die 
Liegenschaft Legat betroffen wären.  
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Als „Kompromissvorschlag“ wurde die Bezeichnung „Ensingerplatz“ für die Liegenschaft der Firma 
Ensinger einhellig befürwortet. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

für das neue Betriebsgebäude der Firma Ensinger-Sintimid die Bezeichnung „Ensingerplatz“  
festzulegen. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
8.  Schulsportplatz 
  Neusituierung und Ausstattung (Laufbahn, Sprunggrube) 
 
BiA-Obfrau Haberl: 
Die Generalsanierung der Neuen Mittelschule Seewalchen durch die VFI & Co KG steht mit der für 
2015 geplanten 4. Bauetappe, bei der die Sanierung der Außenanlagen durchgeführt werden soll, vor 
dem Abschluss. Im Zuge dessen sollen die seit Längerem in Diskussion stehenden 
Verbesserungsmaßnahmen beim Schulsportplatz umgesetzt werden. 
 
Das Areal des Schulsportplatzes befindet sich im Eigentum der Diözesanen Immobilien-Stiftung der 
Katholischen Kirche Oberösterreichs und ist seit Errichtung der Schule gepachtet. Im 
Generalsanierungskonzept der NMS Seewalchen ist für den Schulsportplatz nur ein geringer Ansatz 
in Höhe von € 17.000,00 für Instandsetzungsarbeiten vorgesehen, da dieser nicht an die VFI & Co 
KG übertragen wurde.  
 
Im Zuge einer Besprechung am 18.9.2014, welche im Rahmen mehrerer Verhandlungen mit der 
Diözese hinsichtlich Erhöhung des Pachtentgeltes, und auch im Zuge eines laufenden 
Flächenwidmungsplanänderungsverfahrens geführt wurde, hat die Diözese als Grundeigentümerin 
gefordert, dass der Sportplatz um 90 Grad entlang des Schulgebäudes gedreht wird, d.h. in Nord-
Süd-Ausrichtung.  
 
Aufgrund des Gemeinderatsbeschlusses vom 11.12.2014 soll der Schulsportplatz in Nord-Süd-
Ausrichtung neu errichtet werden.  
 
In der Bildungsausschusssitzung am 30.1.2015 wurde über die Situierung und Ausführung eingehend 
beraten. Die Mehrkosten für Laufbahn betragen € 35.000,00 und für die Sprunggrube € 4.000,-- 
jeweils netto. Die Gesamtkosten werden bei rd. € 170.000.- zu liegen kommen. Die Angelegenheit 
wurde bereits mit LR Hiegelsberger vorbesprochen und ist auch Gegenstand des Vorsprachetermins 
bei LR Hummer Ende Februar (betr. Anerkennung als förderbare Mehrkosten bei der NMS 
Sanierung). 
 
Bildungsausschuss-Obfrau Haberl stellt den Antrag,  

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Bildungsausschusses den Schulsportplatz  
„Variante 2“ mit südlicher Ausrichtung des Spielfeldes zu situieren und eine 2-bahnige 
mindestens 60 Meter lange Laufbahn sowie eine Sprunggrube mit Anlauf zu errichten. 

 
GR. Hoyer merkt an, dass wenn man sich die Gesamtsituation im Hinblick auf den Neubau der 
Volksschule ansehe, müsse man sagen dies sei so verzwickt und eng und es wäre sicher sinnvoll 
wenn man abwarte, was mit der Planung der Volksschule sei. Dass man einen Sportplatz brauche, 
stehe außer Frage aber man solle diesen in Zusammenhang mit der Neuplanung der Schule sehen 
und es wäre sinnvoll, wenn man mit dem Bau des Schulsportplatzes noch zu warte bis zumindest 
einen Entscheidung in eine bestimmte Richtung gefallen sei, ob für den Bau der Volksschule mehr 
Platz benötigt werde als vorhanden sei. Dies sei seine Anregung. 
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GV. Haberl fügt hinzu, dass dies schon richtig sei, aber man müsse an die NMS denken, die 
unbedingt einen Schulsportplatz brauche. Die Bedingungen jetzt, sei es wegen der Laufbahn die auch 
wirklich notwendig sei um Sport zu unterrichten oder auch die Sprunggrube, sei wirklich wichtig. Dies 
sei dann wahrscheinlich auch für die Volksschule wichtig, darum glaube sie es sei für die NMS besser 
diesen Sportplatz früher zu bauen. 
 
Der Bürgermeister fügt hinzu, dass der Ansatz von GR Hoyer schon richtig und dies auch im 
Bildungsausschuss sehr intensiv diskutiert worden sei. Durch die neue Situierung des Sportplatzes 
bleiben gewisse Gestaltungsmöglichkeiten für die Volksschule erhalten. Durch die Nord-Süd 
Situierung komme man bis zur Höhe des bestehenden Turnsaales und der Platz darüber bleibe ja frei 
und könne für andere Maßnahmen, wie Außengestaltungen genützt werden. Eine gewisse Restfläche 
für Planungen der Volksschule bleibe frei. 
 
GR. Hoyer glaube, dass diesbezüglich eine Besprechung mit den Vertretern betreffend Neuplanung 
der Volksschule notwendig sei. Vielleicht könne man zumindest diesen Termin noch abwarten, bis 
man dort die Entwicklung sehe in welche Richtung es gehe, weil das Argument dies sei unbedingt 
jetzt notwendig - man habe bisher auch den vorhandenen Sportplatz gehabt und ob dies jetzt ein Jahr 
länger dauert oder nicht - sei ziemlich egal. Im Gegenteil, man würde € 170.000,00 investieren und 
womöglich sei dies dann nicht so, dass man es im Hinblick auf die neue Planung gut nützen könne. 
 
Der Bürgermeister fügt hinzu, dass das Gespräch bei LR Hummer Ende Februar dazu diene, auf 
Basis einer Kostenschätzung einen Finanzierungsplan zu bekommen. Wesentlich dafür spreche, das 
Projekt jetzt umzusetzen, dass man dies jetzt noch in die Finanzierung der NMS hineinbringen könne. 
Wenn man jetzt zustimme, dann heiße das, dass das Projekt heuer noch fertiggestellt werde. Es sei 
wesentlich schwerer, dies im Zuge des Volksschulneubaues durchzusetzen. Denn einen Sportplatz 
für die Volksschule werde man nicht unbedingt brauchen. Für die NMS werde dieser aber gebraucht.  
 
GR. Haberl merkt an, dass es sich hierbei nicht nur um ein Jahr handle, ein Jahr wäre ja kein 
Problem. Aber bis man mit den Außenanlagen oder mit dem Bau der Volksschule beginne seien dies 
sicher mehrere Jahre. Ausbleiben tue es nicht und billiger werde es wahrscheinlich auch nicht 
werden. 
 
GR. Harald Mayrhofer fügt hinzu, er finde die Rückmeldung von GR. Hoyer kontra dem was er selber 
sage. Wenn nämlich der Schulsportplatz nicht verlegt werde, dann bleibe er wo er jetzt sei und dann 
sei dieser genau im Weg. Umgekehrt, wenn der Schulsportplatz jetzt verlegt werde, habe man dann 
dort die freie Fläche die dann verwendet werden könne. 
 
GR. Hackl merkt an, dass nachdem dies ja eine leichte Hanglage sei und eine Nord-Süd Ausrichtung 
komme, wie viel werde hier von der Seeseite aus gesehen, aufgeschüttet (10m, 8m, 5m?) 
 
AL. Schmidt antwortet, dass man eine Höhenschichtaufnahme (Geländeaufnahme) gemacht habe, 
welche auch im Akt aufliege. Man habe 2 Varianten bekommen. Vom Schulweg herunter sei die 
Nordvariante. Die Süd-Variante sei das Ergebnis der Bildungsausschusssitzung. Es seien nicht nur 
leichte Höhenunterschiede, sondern gravierendere.  
Bei der Südvariante gehe man vom Anschnitt beim Turnsaales der NMS ca. 1,8 m bis 2,2 m aus, was 
man eingraben müsse und unten bei der Attersee-Bundesstraße komme man mit 3,27 m bis 2,8 m 
zum Aufschütten heraus. Es verschneide sich ungefähr bei der Mitte vom NMS-Parkplatz.  
Diese Aufschüttungen seien immer klar gewesen – ob der Sportplatz Richtung Norden liege oder 
Richtung Süden. Im Norden habe man ein bisschen weniger Abgrabungen, weil das Gelände dann 
einen kleinen Knick mache, aber Abgrabungen und Aufschüttungen seien im großen Maße 
erforderlich und man brauche einen guten Planer, der sich mit Sportplatzbau auskenne. Man habe 
diesbezüglich Gespräche mit der Firma Strabag geführt, welche z.B. das Red-Bull Trainingszentrum 
in Salzburg mit 17 Sportplätze gebaut habe, eingegraben bis zu 7 m. Die Firma Strabag habe man 
auch beim Turnsaal in der NMS gehabt und dies habe auch sehr gut funktioniert.  
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Der Bürgermeister lässt über den von Obfrau Haberl gestellten Antrag durch Handheben abstimmen 
und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 30 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  

   FPÖ-Fraktion: 4 Hackl, Hemetsberger, Schmuck, 
Liehmann 

   GRÜNE-Fraktion: 2  
 
Stimmenthaltungen 1 Stimme FPÖ-Fraktion 1 Hoyer 
 
 
 
 
 
9.  Ganztägige Schulform 
  Festsetzen der Tarife 
 
BiA-Obfrau Haberl: 
Da im Verlauf des heurigen Jahres die räumlichen Gegebenheiten für die Einführung der 
Ganztägigen Schulform in der NMS Seewalchen geschaffen werden, kann mit der GTS (getrennte 
Abfolge, Nachmittagsbetreuung) ab  Schulbeginn September 2015 begonnen werden. Bei der jährlich 
durchzuführenden Bedarfserhebung muss den Eltern auch der Kostenbeitrag mitgeteilt werden. 
Daher sind die Tarife rechtzeitig festzusetzen.  
 
Bildungsausschuss-Obfrau Haberl stellt den Antrag, 

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Bildungsausschusses von den Eltern einen 
Betreuungsbeitrag in der Höhe von € 10,00 monatlich pro Betreuungstag einzuheben. 

 
GR. Hoyer merkt an, dass wenn er dies richtig verstanden habe, dies monatlich € 300,00 seien.  
 
GV. Haberl antwortet, nein dies seien € 10,00 pro Wochentag. Wenn man einen Nachmittag 
Betreuung brauche, seien dies im Monat € 10,00. Höchstbetrag seien € 40,00 wenn man wirklich 4 
Nachmittage brauchen würde. Dies sei in der NMS aber normalerweise nicht notwendig. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Huber gestellten Antrag durch Handheben abstimmen 
und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
10. Bebauungsplan Nr. 26 „Steindorf Siedlung“; Änderung Nr. 40 

Änderung betreffend das Grundstück Nr.  1416/1, KG. Seewalchen (Grundsatzbeschluss vom 
25.09.2014) 
 

BA-Obm. Vbgm. Johann Schachl: 
Vom Amt der Oö. Landesregierung, Abt. Raumordnung wurde mit Schreiben vom 10.12.2014 
mitgeteilt, dass durch die Planänderung überörtliche Interessen  im besonderen Maß nicht berührt 
werden. Weitere Stellungnahmen sind nicht eingelangt. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

die Änderung Nr. 40 des  Bebauungsplanes  Nr. 26 „Steindorf Siedlung“ des Arch. Dipl. Ing. 
Erich Deinhammer, Eferding vom 17.10.2014 zu beschließen.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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11. Bebauungsplan Nr. 59 „Cafe – Blumen Mayer“; Änderung Nr. 01 

Änderung betreffend die Grundstücke Nr. 2037/1 und 2037/3, beide KG. Seewalchen 
(Grundsatzbeschluss vom 06.11.2014) 

 
BA-Obm. Vbgm. Johann Schachl: 
Vom Amt der Oö. Landesregierung, Abt. Raumordnung wurde mit Schreiben vom 11.12.2014 
mitgeteilt, dass durch die Planänderung überörtliche Interessen  im besonderen Maß nicht berührt 
werden. Weitere Stellungnahmen sind nicht eingelangt. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

die Änderung Nr. 01 des  Bebauungsplanes  Nr. 59 „Cafe – Blumen Mayer“ des Arch. Dipl. 
Ing. Erich Deinhammer, Eferding vom 26.09.2014 zu beschließen.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
12. Bebauungsplan Nr. 26 „Steindorf Siedlung“; Änderung Nr. 41 

Änderung des Planentwurfes betreffend das Grundstück Nr. 1283/3, KG. Litzlberg  
(Grundsatzbeschluss vom 25.09.2014) 

 
BA-Obm. Vbgm. Johann Schachl: 
Vom Amt der Oö. Landesregierung, Abt. Raumordnung wurde mit Schreiben vom 11.12.2014 
mitgeteilt, dass durch die Planänderung überörtliche Interessen  im besonderen Maß bedingt durch 
die Lage des Planungsgebietes im unmittelbaren Anschluss an die Waldflächen berührt werden. 
In der Stellungnahme der BH. Vöcklabruck vom 01.12.2014 wird aus forstfachlicher Sicht die 
Einhaltung eines zumindest 15 m breiter Schutzstreifen gegenüber den im Westen situierten Wald 
gefordert. 
Herr Wilhelm Pitzka teilte mit Schreiben vom 24.11.2014 mit, dass kein Einwand gegen die geplante 
Änderungen erhoben werden. 
Auf Grund der forstfachlichen Stellungnahme wurde von Seiten der Antragsteller ein neuer 
Änderungsplan vorgelegt, welcher die Forderung der forstfachlicher Stellungnahme berücksichtigt. 
Weitere Stellungnahmen sind nicht eingelangt. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

den Änderungsplan der Antragsteller (Cser)  vom 08.01.2015 auf Grund der forstfachlichen 
Stellungnahme der BH. Vöcklabruck zur Kenntnis zu nehmen.   

 
GV. Hemetsberger fügt an, ob man hierbei schon eine einheitliche Regelung habe, wie viele Meter 
Abstand sein müssen. Einmal heiße es 25 m jetzt heiße es wieder 15 m. Also es sei nicht ganz klar 
was die Behörde da vorschreibe. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass er dies nicht 100%ig beantworten könne. Aber er glaube, dass die 
Behörde sich den Fall immer individuell anschaue. Man habe beim Flächenwidmungsplan in der 
Neissingerstraße einen Waldperimeter von ca. 25 m gehabt. Bei dieser Bebauungsplanänderung sind 
es nun 15 m. Er gehe davon aus, dass es bei der Forstbehörde genauso wie beim Naturschutz 
gemacht werde. Wenn so ein Antrag komme, dann werde dies vor Ort angeschaut und festgelegt, ob 
15 m Abstand zum Wald reichen oder ob es 25 m sein sollen. Anders könne dies nicht gehen. 
 
GV. Hemetsberger erwidert, dass er sich das auch nicht anders vorstellen könne, denn wenn dies ein 
Schutz für den Häuselbauer sein solle und die Bäume dort seien 20 m hoch und ihm werden 15 m 
vorgeschrieben. Dies sei eine lächerliche Sache für ihn. Man könne ja leben damit. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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13. Flächenwidmungsplan Nr. 04/2004; Änderung 

Antrag auf Umwidmung des Grundstückes Nr. 2880/1, KG. Litzlberg von Grünland in Bauland 
„Dorfgebiet“ (Bereich Kemating) 

 
BA-Obm. Vbgm. Johann Schachl: 
Herr Anton Dachs, Seewalchen a.A., Ainwalchen 8 hat mit Eingabe vom 23.10.2014 die  Umwidmung  
des  Grundstückes Nr. 2880/1, KG. Litzlberg, von derzeit Grünland auf Bauland „Dorfgebiet“  
beantragt.  
Die beantragte Umwidmungsfläche liegt in der Ortschaft Kemating und wird im Westen und Süden 
von bereits gewidmetem und bebautem Dorfgebiet umgeben.      
Von Seiten der Ortsplanung ist keine Änderung des ÖEK erforderlich.   
Die gesamte technische Infrastruktur (wie Trinkwasserversorgung, Verkehrserschließung und Strom) 
ist vorhanden. Abwasserbeseitigung: Entsorgung über Senkgrube 
Auf Grund der Stellungnahme des Ortsplaners vom 06.11.2014, spricht nichts gegen die beantragte 
Umwidmung, da es sich hierbei um eine Arrondierung bzw. Abrundung eines bestehenden 
Siedlungskörpers handelt. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

auf Grund der  Stellungnahme des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer vom 06.11.2014,  
das Verfahrens auf  Änderung des rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes, einzuleiten.   

 
GR. Hauschildt-Buschberger merkt an, dass dies im örtlichen Entwicklungskonzept nicht als blauer 
Kreis ausgewiesen sei und somit spreche man heute über die Umwidmung. Die Begründung der 
Abrundung des Siedlungskörpers bei 990 m² sei vage. Es sei in diesem Fall wirklich so, dass es von 
2 Seiten Bauland umgeben sei. Für sie stelle sich aber die Frage, wo sei Schluss. Man erweitere 
immer wieder um Bauland und daher möchte sie hier noch einmal darauf hinweisen, dass es sehr 
wichtig sein werde sich intensiv mit dem örtlichen Entwicklungskonzept - vielleicht in der nächsten 
Periode - auseinanderzusetzen, damit dann dem nachfolgenden Gemeinderat nicht 6 Jahre lang 
immer wieder solche Anträge vorgelegt werden müssen. 
 
Der Bürgermeister fügt hinzu, man habe das bei der Erstellung des Flächenwidmungsplans auch 
geglaubt. Man habe Siedlungsgrenzen eingezogen, Siedlungsgebiete und Sperrgebiete definiert. Die 
Praxis sei einfach, dass immer dann, wenn jemand eine Parzelle sucht, dieser nicht nur in den 
großen Siedlungsgebieten schaue, sondern verständlicherweise gerade dort, wo sein eigener Grund 
liegt. 
 
GR. Hauschildt-Buschberger antwortet, sie sei da seiner Meinung. Trotzdem die Zeit schreite voran 
und man habe immer größere Versiegelung usw., und wenn man außerhalb des örtlichen 
Entwicklungskonzeptes dann 6 Jahre lang sehr kreativ sei was Umwidmungen betreffe und alle 
Gemeinde dies so machen würden, dann sei dies eine unendliche Geschichte und irgendwann habe 
man dann gar kein Grünland mehr. Nochmal ein Plädoyer dafür, dies dann einzuhalten. 
 
Der Bürgermeister merkt an, dass 23 km² Gemeindefläche nicht auf Knopfdruck zugepflastert 
werden. 
 
GR. Hauschildt-Buschberger antwortet – Steter Tropfen höhlt den Stein. 
 
GV. Hemetsberger fügt hinzu, dass Kemating mit Baugrund sehr rar bedeckt sei. Dass der Sohn 
neben dem Elternbetrieb bauen wolle, sei verständlich. Eine Abrundung sei es nicht – es sei eine 
Gesetzesformulierung. Er könne sich erinnern, welche Probleme es gegeben habe als Thomas Raß 
gebaut habe. Er sei zu nahe an der Kirche. Dies sei auch genehmigt worden und es sei ja fast vis a 
vis. Man könne da nicht dagegen sein und man stimme dem zu. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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14. Flächenwidmungsplan Nr. 04/2004; Änderung 

Antrag auf Umwidmung eines Teilbereiches des Grundstückes Nr. 3373, KG. Seewalchen  von 
Bauland „Dorfgebiet“ in Bauland „Gemischtes Baugebiet“ (Bereich Steindorf) 

 
BA-Obm. Vbgm. Johann Schachl: 
Herr Rudolf Hemetsberger jun., Seewalchen a.A., Steindorf 21 hat mit Eingabe vom 06.11.2014 die  
Umwidmung  eines Teilbereiches des  Grundstückes Nr. 3373, KG. Seewalchen, von derzeit Bauland 
„Dorfgebiet“ auf Bauland „gemischtes Baugebiet“  beantragt.  
Die beantragte Umwidmungsfläche liegt in der Ortschaft Steindorf und wird im Osten, Westen und 
Süden von bereits gewidmetem und bebautem Dorfgebiet umgeben.      
Von Seiten der Ortsplanung ist eine Änderung des ÖEK erforderlich.   
 
Die gesamte technische Infrastruktur (wie Trinkwasserversorgung, Abwasserbeseitigung, 
Verkehrserschließung und Strom) ist vom Bestand her vorhanden.  
Auf Grund der Stellungnahme des Ortsplaners vom 01.12.2014, spricht nichts gegen die beantragte 
Umwidmung, weil für das Umfeld (Dorfgebiet) keine unzumutbaren Emissionen zu erwarten sind und 
die Widmung Gemischtes Baugebiet mit Dorfgebiet verträglich ist – kein Widmungskonflikt. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

auf Grund der  Stellungnahme des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer vom 01.12.2014,  
das Verfahrens auf  Änderung des rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes und des 
Örtlichen Entwicklungskonzeptes einzuleiten.   

 
GV. Hemetsberger Rudolf nimmt seine Befangenheit wahr und nimmt nicht an der Abstimmung teil.  
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
15. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004; Änderung 

Antrag auf Umwidmung der Grundstücke Nr. 1097/3, 1097/7, 1097/9, 1097/10, 2711/2 sowie von 
Teilbereichen der Grundstücke Nr. 1097/4, 1097/5, 1097/6, 1097/8 und 1097/11,  alle KG. 
Litzlberg, von Grünland in Bauland „Wohngebiet“  (Bereich Litzlberg - Tostmannstraße) 

 
BA-Obm. Vbgm. Johann Schachl: 
Mit Eingabe vom 28.05.2010 wurde durch die Ärztekammer für Wien, vertreten durch Spitzauer & 
Backhausen, Rechtsanwälte, Wien die Umwidmung der gegenständlichen Grundstücke beantragt.  
Sämtliche Aufschließungsbelange, wie Straße, Kanal und Wasser ist im unmittelbaren Nahbereich 
der Umwidmungsfläche vorhanden. Im derzeit rechtskräftigen örtlichen Entwicklungskonzept Nr. 1 ist 
der Umwidmungsbereich als Freihaltebereich (Grünkeil/Grünverbindung) dargestellt. 
 
Mit Datum vom 20.09.2010 liegt eine grundsätzlich positive schriftliche Stellungnahme des 
Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer, Eferding, zur beantragten Umwidmung vor. 
Nach Diskussion in der Bauausschusssitzung am 23.09.2010 wurde die Entscheidung bis zur Klärung 
der Vorfragen bezüglich Flächenbilanz, Baulandsicherungsvertrag, Infrastrukturkostenbeitrag, 
Vereinbarung 50% Straßenherstellungskosten vertagt. 
Die Flächenbilanz wurde daraufhin überarbeitet (Stand Mai 2011) 42,84 ha in der Widmung Bauland 
„Wohngebiet“ (bei der Flächenwidmungsplanüberarbeitung 2004 waren es 52,97 ha.). Des weiteren 
wurde von der Stadtgemeinde Vöcklabruck ein Entwurf betreffend einer Verpflichtungserklärung 
(Aufschließungskosten) eingeholt bzw. ein Entwurf betreffend Infrastrukturkostenbeitrag den 
Fraktionen zur Beratung vorgelegt. 
 
Nach eingehender Beratung wurde einvernehmlich festgelegt, dass vor Einleitung des Verfahrens auf 
Basis der Stellungnahme des Ortsplaners Arch. Dipl. Ing. Erich Deinhammer vom 20.09.2010 seitens 
der Ärztekammer Wien ein Bebauungskonzept einschließlich infrastruktureller Erschließung (Ein- und 
Zweifamilienwohnhäuser) samt Verkehrskonzept der Behörde vorzulegen ist. 
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Auf Grund der Vorgaben des Bauausschusses vom 02.05.2011 wurden zwei Varianten eines 
Gestaltungs- und Verkehrskonzeptes (Erstellt durch den Ortsplaner Arch. Dipl. Ing. Erich 
Deinhammer, Eferding) zur weiteren Beratung im Ausschuss vorgelegt. 
 
Die Ausschussmitglieder sprachen sich einstimmig für eine Umsetzung der Varianten 1 aus. Des 
weiteren sollten Gespräche mit der Ärztekammer bezüglich der Verlegung der derzeitigen 
Bushaltestelle (nordöstlich der Umwidmungsfläche) auf den Bereich der Grundstücke der 
Ärztekammer (Bm2 Zone) mit dahinerliegendem Gehsteig (ca. 4 m Tiefe) geführt werden, deren 
Umsetzung in weiterer Folge auch noch mit dem Verkehrssachverständigen abzuklären ist. 
 
Bei einer Besprechung am 04.12.2014 mit den Vertretern der Ärztekammer Wien wurde von diesen 
erklärt, dass seitens der Ärztekammer Wien sämtliche Kosten für die erforderliche Aufschließung 
übernommen werden (Infrastrukturkostenvereinbarung). Zudem sei grundsätzlich eine Verlegung der 
derzeitigen Bushaltestelle in Richtung Attersee (Gründe der Ärztekammer) vorstellbar. 
 
In der Bauausschussitzung am 26. Jänner wurde über den Sachverhalt eingehend diskutiert und 
vereinbart, die beantragte Umwidmung im Rahmen der generellen Überarbeitung des 
Flächenwidmungsplanes zu behandeln. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

auf Grund der Stellungnahme des Ortsplaners DI Erich Deinhammer vom 20.9.2010 dem 
gegenständlichen Ansuchen nicht zuzustimmen bzw. dieses Ansuchen bis zur 
Überarbeitung des rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes 04/2004 zurückzustellen. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
16. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004; Änderung Nr. 85 

Änderung  betreffend die Umwidmung des Grundstückes Nr. 1319, KG. Seewalchen, von 
Grünland  in Bauland „Dorfgebiet“ – Bereich Steindorf (Grundsatzbeschluss vom 25.09.2014)   

 
BA-Obm. Vbgm. Johann Schachl: 
Beim erfolgten Stellungnahmeverfahren wird seitens der Abt. Raumordnung der Oö. Landesregierung 
mit Schreiben vom 11.12.2014 mitgeteilt, dass die Schaffung eines zusätzlichen Bauplatzes in 
grundsätzlicher Übereinstimmung mit den Festlegungen des verordneten Örtlichen 
Entwicklungskonzeptes erfolgt und daher ohne Einwand zur Kenntnis genommen wird.  
 
Seitens der Abt. Naturschutz der Oö. Landesregierung wird die Änderung mit Stellungnahme vom 
17.11.2014 vorbehaltslos zur Kenntnis genommen. Von der Abteilung Grund- und 
Trinkwasserwirtschaft werden mit Schreiben vom 02.12.2014 keine Einwände gegen die geplante 
Änderung vorgebracht.  
Weitere Stellungnahmen sind  nicht eingelangt.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

die Änderung Nr. 85 des Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 entsprechend den 
Planunterlagen des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer, Eferding vom 14.10.2014 zu 
beschließen.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
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17. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004; Änderung Nr. 71 
  örtl. Entwicklungskonzept Nr. 01/2004; Änderung Nr. 22 

Änderung  betreffend die Umwidmung einer Teilfläche des Grundstückes Nr. 27/9, KG. Litzlberg, 
von derzeit Grünland „Land- und  Forstwirtschaft“  auf Bauland „Wohngebiet“ bzw. Rückwidmung 
einer Teilfläche des Grundstückes Nr. 23, KG. Litzlberg, von Bauland „Dorfgebiet“ in Grünland - 
Bereich von Unterbuchberg  (Grundsatzbeschluss vom 27.9.2012) 

 
BA-Obm. Vbgm. Johann Schachl: 
Beim erfolgten Stellungnahmeverfahren teilt die  Abt. Raumordnung der Oö. Landesregierung auch 
nach Rücksprache mit dem Landesbeauftragen für Natur- und Landschaftsschutz mit, dass diese 
grundsätzlich zur Kenntnis genommen wird. Auch seitens der Abt. Umweltschutz, der Direktion 
Straßenbau und Verkehr sowie der Wildbach- und Lawinenverbauung bestehen gegen die geplante 
Änderung keine Einwände. 
Auf Grund der Lage der neu geplanten Baulandflächen im Bereich einer geogenen Risikozone des 
Typs B ist allerdings im weiteren Verfahrensverlauf die grundsätzliche Frage der Baulandeignung 
noch nachweislich zu prüfen. 
Seitens der Landwirtschaftskammer OÖ. wurden mit Schreiben vom 05.12.2012 keine Einwände 
gegen die geplante Umwidmung erhoben. Herr Alois Ehrnleitner berichtet in seiner Stellungnahme 
vom 19.11.2012 von Deponien auf dem Grundstück Nr. 23, KG. Litzlberg und spricht sich daher 
gegen eine Änderung der Flächenwidmung aus. 
Ein Beurteilung des geogenen Baugrundrisikos wurde von der Fa. Moser/Jaritz, Gmunden, mit Datum 
vom 21.01.2013  vorgelegt. Unter Punkt 4 der Beurteilung des geogenen Baugrundrisikos wird die 
äußere Sicherheit durch den westlich angrenzenden Erd-/Schuttstrom vorbehaltilcih einer näheren 
detailierten Untersuchung als negativ bewertet. Eine weitere deatailierte Untersuchung ist daher nach 
telefonischer Auskunft der Fa. Moser/Jaritz (Herrn Bammer) vom 23.1.2013  erforderlich. 
Diese Untersuchung liegt nunmehr mit Datum vom 17.4.2013 vor. Darin wird festgehalten, dass unter 
der Voraussetzung von techn. Maßnahmen (z.B. der Errichtung eines Ableitungsdammes auf dem 
betroffenen Grundstück), eine Umwidmung des Grundstückes in Bezug auf das ausgeschiedene 
Georisiko möglich ist. Weitere Stellungnahmen langten nicht ein. 
 
In der Bauausschusssituzung am 16.9.2013 wurde festgelegt, dass vor einer endgültigen 
Beschlussfassung vom Antragsteller ein geotechnisches Gutachten von einer befugen Fachperson 
(Moser/Jaritz), welches bereits auf ein konkretes Bauvorhaben abstellt vorzulegen ist. Dabei soll auch 
eine Aussage getroffen werden, wohin bei einem möglichen Extremereignis, die Abschwemmmassen 
(Muren), welche vom Grundstück ferngehalten werden (durch die Errichtung eines Erdwalles)  
abgeleitet werden sollen bzw. welche Auswirkungen auf die Nachbarliegenschaften durch die 
Ableitung entstehen. Diese Forderung wurde dem Antragsteller mit Scheiben vom 26.9.2013 
mitgeteilt. 
Vom Antragsteller wurde nunmehr ein geotechnisches Gutachten der Fa. Moser/Jaritz, Gmunden mit 
Datum vom September 2014, GZ. 1409509 (Eingang bei der Gemeinde am 21.10.2014) vorgelegt. 
 
Vorweg wurde auf die Forderung ein geotechnisches Gutachten von einer befugen Fachperson 
(Moser/Jaritz), welches bereits auf ein konkretes Bauvorhaben abstellt vorzulegen ist nicht Bedacht 
genommen. In dem vorgelegten Gutachten wurden lediglich Aussagen getroffen, wohin bei einem 
möglichen Extremereignis, die Abschwemmmassen (Muren), welche vom Grundstück ferngehalten 
werden (durch die Errichtung eines Erdwalles)  abgeleitet werden sollen bzw. welche Auswirkungen 
auf die Nachbarliegenschaften durch die Ableitung entstehen.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

die Änderung Nr. 71 des Flächenwidmungsplans Nr. 4/2004 und die Änderung Nr. 22 des 
Örtlichen Entwicklungskonzepts Nr. 1/2004 entsprechend den Planunterlagen des 
Ortsplaners DI Erich Deinhammer, Eferding, vom 18.10.2012 zu beschließen. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 12.2.2015                                                                                   Seite 19 von 22 
 
 
18. Flächenwidmungsplan Nr. 4/2004; Änderung Nr. 82 

Änderung des Planentwurfes betreffend die Änderung der Legende zum Flächenwidmungsplan 
im Bezug auf die Badehäuser im Seeuferbereich in der Widmung Grünland „Gz1“ 
(Grundsatzbeschluss vom 26.06.2014) 

 
BA-Obm. Vbgm. Johann Schachl: 
Die Thematik wurde im Bauausschuss eingehend beraten und ein Textvorschlag erarbeitet, der auch 
eine einmalige geringfügige Erweiterung der Baufläche ermöglicht hätte.  
Bei einem persönlichen Gespräch am 13.11.2014 am Marktgemeindeamt Seewalchen am Attersee 
mit Herrn Hofrat DI. Raimund Maier (Abt. Raumordnung) und Herrn DI. Alfred Matzinger 
(Naturschutz) wurde aber mitgeteilt, dass eine positive Genehmigung in der von uns vorgelegten 
Version nicht erteilt werden kann. Laut Hofrat Maier soll für alle Atterseegemeinden eine gleich 
lautende Definition dieser Grünzugwidmung durchgeführt werden. 
Sollte eine überarbeitete Version wie besprochen (d.h. gleichlautend dem Entwurf für alle 
Atterseegemeinden) vorgelegt werden. 
 
Des Weiteren wurde eine Stellungnahme des Ortsplaners mit Datum vom 14.11.2014 zum Vorschlag 
des Amtes der OÖ. Landesregierung eingeholt (liegt dem Akt bei). 
Beim erfolgten Stellungnahmeverfahren wurde von der Wirtschaftskammer OÖ mit Datum vom 
11.11.2014 mitgeteilt, dass gegen die geplante Änderung kein Einwand erhoben wird. Weitere 
Stellungnahmen sind nicht eingelangt. 
 
Die Angelegenheit wurde in der Bauausschusssitzung eingehend diskutiert, aber trotz intensiver 
Abwägung aller Für und Wider keine einhellige Meinung betr. der weiteren Vorgangsweise gefunden. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

den Planentwurf des Arch. DI. Erich Deinhammer vom 7.8.2014 betreffend Änderung des 
Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 im Bezug auf die Seeuferbebauung in der Widmung 
Grünland „Gz1“ entsprechend den Vorgaben des Amtes der Oö. Landesregierung (Abt. 
Raumordnung und Naturschutz) vom 13.11.2014 zu ändern.  

 
Vizebgm. Weichselbaumer merkt an, dass man sich sehr lange den Kopf zermartert habe um eine 
Formulierung zu finden bei der alle mitkönnen. Jetzt ist diese Formulierung herausgestrichen worden, 
Es heißt zwar die einen sagen es sind keine Erweiterungen mehr möglich, die anderen sagen es sind 
ab jetzt größere Erweiterungen möglich als wir beschlossen haben. Wie es wirklich kommt weiß er 
nicht, ob der Naturschutz strenger entscheidet oder nicht aber er wird sich aus diesem Grund 
enthalten weil man einfach die Arbeit gemacht hat und er nicht einsieht dass dies jetzt einfach 
eingestampft wird. Er wäre sogar für einen Beharrungsbeschluss aber er werde den Antrag nicht 
stellen sondern er werde sich bei dem Punkt enthalten. 
 
Der Bürgermeister fügt hinzu, dass dies im Bauausschuss intensiv diskutiert wurde, und alle Für und 
Wider seien abgewogen worden. Wenn man dabei bleibe, was man im Ausschuss gemeinsam 
erarbeitet hat, dann drohe die Versagung der Genehmigung, und damit habe man auch nichts 
gewonnen. Es seien etliche Anträge schon da. Wenn kein Beschluss zustande käme, bliebe alles 
beim Alten, was auch nicht im Sinne der Gemeinde sein könne. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 16 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   GRÜNE-Fraktion: 2  
 
Stimmenthaltungen 15 Stimmen FPÖ-Fraktion: 5  
   SPÖ-Fraktion: 10  
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19. Flächenwidmungsplan Nr. 04/2004; Änderung Nr. 83 

Änderung des Planentwurfes betreffend die Umwidmung eines Teilbereiches des Grundstückes 
Nr. 1931/1, KG. Seewalchen von Grünland „Gz2“ auf Erholungsfläche „Sport-und Spielfläche“ - 
Bereich Schulweg (Grundsatzbeschlussfassung vom 25.09.2014) 

 
BA-Obm. Vbgm. Johann Schachl: 
Beim erfolgten Stellungnahmeverfahren wird seitens der Abt. Raumordnung der Oö. Landesregierung 
mit Schreiben vom 05.12.2014 mitgeteilt, dass die widmungstechnische Erfassung, der seit geraumer 
Zeit bestehenden Schulsportanlage südwestlich des Ortskerns sowie die Schaffung von 
Erweiterungsmöglichkeiten ohne Einwand zur Kenntnis genommen wird. Von der Abt. Umweltschutz 
der Oö. Landesregierung wird mit Stellungnahme vom 26.11.2014 aus schalltechnischer Sicht kein 
Einwand erhoben.  
In der Stellungnahme der „Anrainer-Interessensgemeinschaft für die Neusituierung des 
Schulsportplatzes Seewalchen“ vom 22.10.2014 sowie der Familie Aigner vom 23.10.2014 wird eine 
Lageänderung des Schulsportplatzes angeregt. Seitens der Katholischen Kirche, Diözesane 
Immobilien-Stiftung wird in deren Stellungnahme vom 13.11.2014 ebenfalls angeregt, den 
Schulsportplatz um 90 Grad zu drehen. Weitere Stellungnahmen sind  nicht eingelangt.  
Aufgrund der eingelangten Stellungnahme wurde in der Gemeinderatssitzung am 11.12.2014 
mehrheitlich eine Lageänderung (Nord/Süd-Ausrichtung) des Schulsportplatzes entsprechend dem 
Plan des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer vom 03.12.2014 beschlossen. 
Im darauf folgenden Stellungnahmeverfahren gemäß den Bestimmungen des Oö. Raumordnungs-
gesetzes 1994 idgF. wurden  von den Nachbarn (Beteiligten) keine weiteren Stellungnahmen mehr 
vorgebracht. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm. Schachl stellt den Antrag,  

die Änderung Nr. 83 des Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 entsprechend den 
Planunterlagen des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer, Eferding vom 03.10.2014, 
korrigiert am 03.12.2014, zu beschließen.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm. Schachl  gestellten Antrag durch 
Handheben abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 1 
 
Sanierung NMS 
Außen- bzw. Schulhofgestaltung; Planungsauftrag 
 
Im Zuge der 4. Bauetappe der Sanierung der NMS ist auch die Außengestaltung enthalten. Auf 
Wunsch der Schüler, Lehrer sowie Elternvertretung soll der „Schulgarten“ sowie Teilbereiche der 
Außenflächen „schulgerecht“ gestaltet werden.  
Für die Planung und das Baumanagement soll die Firma Spiel-Raum beauftragt werden, der in 
Zusammenarbeit  mit den Lehrern, Schülern und Elternvertretern ein Gestaltungskonzept erstellen 
soll.  
Da die gärtnerischen Arbeiten noch vor Sommer (wegen Anwachsen) abgeschlossen sein sollen, ist 
eine dringliche Beauftragung für die Planung sowie weitere Umsetzung erforderlich.  
  
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

der Vergabe des Auftrages für für die Planung sowie für das Baumanagement für die 
„Schulhofgestaltung“ an die Firma Spiel-Raum Ing. Pointl zu einem Anbotspreis von             
€ 5.220,00 zuzustimmen. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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20. Allfälliges 
 
a) Vizebgm. Weichselbaumer merkt an, dass er heute sehr versucht gewesen sei, gegen das 

Protokoll der letzten Sitzung Einspruch zu erheben. Es gehe um Folgendes: Er wisse wie 
anstrengend es sei, da mitzuschreiben. Er wisse auch, dass man schwätze und es eine 
Wahnsinnsleistung sei, dies zu korrigieren. Er mache sich immer die Mühe, die Texte, die er 
selber sage, nochmal zu kontrollieren und schicke diese als e-mail dann aufs Amt. Heute habe er 
den Amtsleiter gefragt, ob dies auch geändert worden sei und er habe ihm gesagt, teilweise – 
teilweise nicht. Er habe sich jetzt das Protokoll angesehen und auf Seite 16 stehe so ein Satz wie 
z.B.: Vizebgm. Weichselbaumer merkt an, dass es in Seewalchen schon vorgekommen sei, dass 
Straßen nicht auf Gemeindegrund gebaut. Und der nächste Satz fange mit wurden an. Also man 
sehe eindeutig, dies sei ein reiner Grammatikfehler und er würde gerne eine Lösung haben wenn 
er sowas ausbessert, dass er dann eine Rückmeldung bekomme, ob es gemacht worden sei oder 
nicht. Er sei auch gerne bereit ins Amt zu kommen, sich diese Grammatikfehler selbst noch 
einmal anzuhorchen – er wisse wie schwer das sei – dass ihm das durchgehe. Einfach ignorieren 
Teile davon von den Anmerkungen, ohne dass er es erfahre, und er glaube bis zur Sitzung dass 
der Satz so drinnen ist – es sei ja wirklich nur ein Grammatikproblem. Dies könne man am 
Tonband auch nicht heraushorchen, darum schreibe er es so zusammen wie es gemeint sei. Wie 
gesagt, dies sei eine Kleinigkeit und er wolle sich das sparen mit einem Einspruch gegen das 
Protokoll, aber er hätte in Zukunft gerne eine Rückantwort, wenn er was ausbessere ob diese 
Ausbesserung funktioniert habe oder nicht. Weil dann könne er es sich selber nocheinmal 
anhorchen oder etwas ändern. Dies sei seine Anmerkung dazu. Normalerweise habe man eine 
gute Zusammenarbeit, aber in diesem Fall habe er es wirklich nicht erfahren, dass dies nicht 
ausgebessert worden sei. Und da gehe es wirklich um eine Grammatiksache, wo man einfach 
blöd dastehe wenn es dementsprechend falsch drinnen sei. Inhaltlich wisse man eh was gemeint 
sei. 
 
GR. Hauschildt-Buschberger fügt hinzu, dass es ihr vor einiger Zeit auch so gegangen sei und sie 
habe eine Rückantwort bekommen und es wurde nocheinmal genau angehorcht. Dabei wurde 
festgestellt, dass eins von den Anmerkungen gesagt worden sei, das andere nicht und dann habe 
man sich geeinigt und sie habe eine Rückantwort bekommen. Sie müsse dies positiv bemerken, 
dass dies schon beachtet worden sei. 

 
b) GR. Liehmann merkt an, ihm sei zugetragen worden, durch aufgeregte Personen, dass 2 

Schwäne im Schwimmbecken im Strandbad eingebrochen seien. Das Eis sei dünn gewesen. Es 
sei ein weißer und noch ein grauer junger Schwan gewesen. Diese konnten nicht mehr weg, da 
zum „Starten“ ein relativ großer Anflugweg notwendig sei. Dies ist im Becken nicht möglich. Er 
habe versucht jemanden zu finden, er habe die Leute gewarnt eigeninitiativ zu werden, da 
Schwäne gerade in so einer Situation sehr gefährlich werden können. Wenn man da hingreife 
könne es durchaus möglich sein, dass man dann auch drinsitze. Jedenfalls wurde es so 
gehandhabt, dass er die Feuerwehr angerufen habe. Die Antwort jedoch war: „Geht uns nichts 
an“. Es werde gerade der Schwan oder auch die Schwäne in den Werbungen herausgestrichen 
und dies sei ja nicht das erste Mal dass ihm so etwas passiere. Er habe noch viel Schlimmeres in 
Attersee erlebt. Dort sei einem Schwan die „halbe Angelgeschichte“ herausgehangen, mit Blei 
und Schwimmer. Da sei ein Riesenauflauf gewesen und auch da sei es nicht möglich gewesen 
jemand offizell Zuständigen für die Schwäne zu erreichen. Und da habe man in Attersee schon 
gehört, dies sei ein Armutszeugnis, dass dafür niemand zuständig sei. Nun habe er eine Frage: 
„Wer ist diesbezüglich ansprechbar bzw. wer ist wirklich rechtlich für solche Sachen zuständig“? 
Man solle hier von der Gemeinde her einmal Klarheit schaffen. Nicht nur von Seewalchen, 
sondern von allen Gemeinden. Dies sei ein gemeindeübergreifendes Problem und er bitte darum 
diesbezüglich einfach Klarheit zu schaffen. 

 
c) GR. Hoyer merkt an, man könne über die Tatsache erfreut sein, dass das Haus Attersee ab April 

wieder als Restaurant und Hotel weitergeführt werde. Darüber seien alle sehr froh. Ihn hätte aber 
noch interessiert, was sich mit dem Grundstück bei der Autobahnauffahrt (Spar) tue. Sei dies 
eingeschlafen, oder noch aktiv. 
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AL Schmidt antwortet, dass der Grundverkauf der Asfinag an Spar perfekt sei. Der Vertrag werde 
demnächst offiziell übermittelt. Die Spar habe ein Raumordnungsprogramm beim Land 
Oberösterreich eingereicht. Man wolle ca. 3700 m² Verkaufsfläche. Ab 1500 m² gehe es nur über 
eine Verordnung vom Land. Die Unterlagen seien zur Verfügung gestellt worden. Das Ansuchen 
laufe mittlerweile schon, werde aber ein paar Monate dauern. Sobald die Verordnung vom Land 
da sei, komme das Umwidmungsverfahren in den Gemeinderat. Die Fläche werde dann 
umgewidmet auf Geschäftsgebiet. Dies sei alles im Laufen. Es schaue gut aus und die anderen 
Grundstücke habe die Asfinag ja nicht an den Mann oder die Frau gebracht, weil diese nicht 
verkauft, sondern nur mit Baurecht hergegeben werden. Mittlerweile gebe es aber schon wieder 
eine Anfrage von der Asfinag wegen Infrastrukturkostenbeitrag für das Wohngebiet entlang der 
Feldstraße. Dies werde man ihnen mitteilen. Wie es dann weitergehe wisse man noch nicht. Das 
Mischgebiet – neben dem Dammwild – und auch das Betriebsbaugebiet ganz oben, liege derzeit 
auf Eis und er glaube persönlich, dass sich da auch nichts mehr tue. Das Spar-Projekt sei im 
Endeffekt durch. 

 
 
Genehmigung der Verhandlungsschrift über die vorherige Sitzung 
 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 
vom 11.12.2014 wurden keine Einwendungen erhoben. 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 20:04 Uhr.  
 
 
      Der Schriftführer:                         Der Vorsitzende: 
 
 
 
........................................................              ........................................................   

(AL Johann Schmidt)                  (Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 
 
 
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 
vom 16.4.2015 keine Einwendungen erhoben wurden und diese Verhandlungsschrift daher im Sinne 
des § 54(5) Oö. GemO 1990 als genehmigt gilt. 
 

Der Vorsitzende: 
 
 
 

(Mag. Johann Reiter) 
 

 
Für die SPÖ-Fraktion:                Für die ÖVP-Fraktion: 

 
 
........................................................           ........................................................ 
(Vizebgm. Mario Weichselbaumer)                     (GV. Dr. Oskar Vogel) 
 
 

Für die FPÖ-Fraktion:                Für die GRÜNE-Fraktion:    
       

 
........................................................            ....................................................... 

  (GV. Rudolf Hemetsberger)                (GR. Claudia Hauschildt-Buschberger)  
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